




















Herrn Bundeskanzler


Gerhard Schröder


„Es wird niemals so viel gelogen wie vor der Wahl, während des Krieges und nach der Jagd.“


Fürst Otto von Bismarck


Schloßplatz 1





10178 Berlin

















Eid oder Meineid? - „... Gerechtigkeit gegenüber Jedermann ...“?





Guten Tag, Herr Bundeskanzler,





am 22. Oktober 2002 legten Sie vor dem Bundestag Ihren Amtseid ab. Es ist Ihr zweiter Amtseid als Bundeskanzler und Sie schworen, sich für Gerechtigkeit gegenüber Jedermann einzusetzen. Herr Bundeskanzler, Ihren ersten Eid brachen Sie vorsätzlich, der zweite Eid kann nur ein Meineid sein, denn Gerechtigkeit gegenüber Jedermann gibt es in diesem Land nicht, und ganz offensichtlich ist dies seit der Rot-Grünen Regierung.





Hunderttausende Menschen, verantwortungsvolle Hundehalter, deren Hunde ausländischen Rassen angehören, aber auch Tierärzte, Tierschützer in allen Tierheimen in diesem Land können, nein müssen Ihnen Meineid vorwerfen. Unzählige wissen, was Ihr Eid tatsächlich wert ist.





Durch den seit Juli 2000 praktizierten Rassismus gegen Hunde, die Diskriminierung und Kriminalisierung ihrer Halter, durch alle Schikanen gegen Hundehalter mit ihren unschuldigen Hunden, inkl. Denunziantentum und Einschränkung der Grundrechte, Zwangsenteignungen, extreme Abzockerei, haben Sie und Ihre Politikerkollegen die deutsche Bevölkerung mittels Amts- und Medienmissbrauch, mittels Lug und Trug in gleichberechtigte und nichtgleichberechtigte Bürger, in Hundehalter und Hundehasser gespalten. Von Gerechtigkeit gegenüber Jedermann kann seit Juli 2000 bis zum heutigen Tag keinerlei Rede sein. Und hier spreche ich nur einen der Skandalbereiche an. Es gibt weit mehr aufzuführen.





Ihrem Eid muss man, gemessen an der Umsetzung in die Praxis während der letzten Jahre bis heute, als Meineid des obersten Volksvertreters bezeichnen! Es wird sehr wohl mit zweierlei Maß gemessen. Dies wurde der deutschen Regierung deutlich gemacht. Sie machen sich nicht nur der Volksverdummung schuldig, nein, auch der Volksverhetzung.





Diese von den Politikern höchster Ebene gegen Hunde und Halter angezettelte, nach wie vor stattfindende  Kampagne verstößt gegen jegliche moralische Standards, gegen jegliche Gleichbehandlung/Gerechtigkeit. Dem Volk wurde und wird mittels des vorsätzlich missbrauchten Begriffs Kampfhund und frei erfundener Rassenlisten sowie gezielter Medienhetze eine abstrakte Gefahr vorgegaukelt, die nach wie vor Menschen und Tiere Gesundheit und Leben kosten. Die wirklichen Opfer, tausende unschuldige Hunde, quält und mordet man ungehindert weiter.





Kinder wurden schwer traumatisiert, da man ihnen mittels behördlichen Handlangern ihre Gefährten stahl oder diese vor ihren Augen mordete. Hunde wurden gelyncht, Hundehalter wurden erstochen, erschossen, anderweitig um ihre Gesundheit gebracht, nicht selten ihrer Wohnung beraubt. Tausende Hunde, die man willkürlich aufgrund völlig frei erfundener Rassenlisten  verteufelt, ihnen pauschal Gefährlichkeit unterstellt, sitzen bundesweit in den Tierheimen und haben keine Chance, aus diesen elenden Gefängnissen herauszukommen, weil man ihnen jede Vermittlungschance und damit ein normales Leben von politischer Seite aus verbaut hat. Viele hundert Hunde wurden gnadenlos hingerichtet. Ihr Verbrechen? Rassezugehörigkeit zu ausländischen Hunderassen, für die sie nicht einmal etwas können.





In Ihrer Amtszeit wurden zusätzlich zu allen täglichen Verbrechen der Menschen an unseren Mitgeschöpfen noch huntertausende Tiere mehr ohne jede Notwendigkeit regelrecht hingerichtet. Naja, das Rot der SPD steht ausnahmslos für das Blut Unschuldiger.





Ich grüße Sie mit der Ihnen gebührenden Hochachtung
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Herrn Dr. Kuno Böse


Senator des Inneren


und Leiter der IMK 2002


„Wir gehen in den Diensten davon aus, dass es ganz wesentlich mit der Sachkunde und der persönlichen Kompetenz von Menschen zu tun hat, ob ein Hund gefährlich ist oder nicht. Wir führen die schlimmen Unfälle zu 99,9 % auf Fehler zurück, die von Menschen gemacht werden. Deswegen muss man beim Menschen ansetzen.“ - Herr Maciejewski, Hundeexperte
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Wer an Hunderassenlisten festhält,


verhindert vorsätzlich Sicherheit für Menschen und Tiere!





Guten Tag, Herr Senator,





viele andere verantwortungsbewusste Menschen, auch ich, sind bestürzt über Ihre Unkentnnis grundlegender Zusammenhänge und Ihrer lückenhaften Interpretation des BVerwG-Urteils. Offensichtlich sind Sie nicht bereit - oder nicht fähig - Ihre enormen Wissensdefizite in Bezug auf die sog. Kampfhundeproblematik zu beheben, wollen weiter Rassismus, Kriminalisierung und Staatsterror betreiben, obwohl bereits so viel nie wieder gut zu machende Qual, Elend und Tod praktiziert wurde. Sie wollen wirkliche Sicherheit für Menschen und Tiere in diesem Land vorsätzlich verhindern!





Obwohl auch Ihnen aussagefähige Stellungnahmen von Experten zur sog. Kampfhundeproblematik vorliegen und Sie wissen, dass sich sämtliche Experten einstimmig gegen die Hunderassenlisten und die pauschale Unterstellung - gefährliche Hunde aufgrund Rassezugehörigkeit - aussprechen und es bewiesen ist, dass die Gefährlichkeit von Hunden nicht an Rassen, sondern nur an einzelnen Individuen festgemacht werden kann, halten Sie an Hunderassenlisten fest.





Dies hat mit wirklicher Verantwortung oder gar mit Sicherheit für Menschen und Tiere absolut nichts gemeinsam, sondern ist stures Beharren auf politischen Fehlentscheidungen und Rassismus! Offensichtlich ist die bisher praktizierte langsame und schnelle Ausrottung Unschuldiger mit allem damit verbundenen Leid und Elend von Menschen und Tieren immer noch nicht genug!





Es ist kein Geheimnis, dass bei zahlreichen Politikern zu den unterschiedlichsten Problematiken schlichtweg Wissensdefizite vorliegen. Das verpflichtet diese aber nicht, politische Fehlentscheidungen zu treffen und entgegen jeglicher Vernunft und Verantwortung daran festzuhalten, wie dies leider praktiziert wird. Vielmehr sind gerade die politischen Entscheidungsträger verpflichtet, sich kundig zu machen, ihrer Informationspflicht nachzukommen und Expertenstellungnahmen nicht zu ignorieren. Die Richter des Bundesverwaltungsgerichtes kamen ihrer Informationspflicht nach und zwangsläufig auch zu dem Urteil vom 3. Juli 2002. Sie zitierten nicht lediglich Verordnungstexte, wie dies bei etlichen Gefälligkeitsurteilen getan wurde. Das BVerwG bestätigte, dass dieses Urteil den gesamten an bestimmten Hunderassen anknüpfenden Regelungskomplex betrifft.





Die an den Ausrottungslisten festhaltenden Politiker stützen sich auf einen Pseudo-Sachverständigen. Breitsamer, der keineswegs als Hundeexperte bezeichnet werden kann, wollte sogar den Bandog listen. Bandog ist die Bezeichnung für an Ketten geschundenen Hunden aller Rassen. Soviel zur „Qualifikation dieses Sachverständigen“, der offensichtlich das Vertrauen von Politikern genießt bzw. dieses missbraucht.





Es gibt keine geborenen Kampfhunde! Es gibt keine gefährlich geborenen Hunde!


Ein Hund ist immer das, was Menschen aus ihm machen. Hunde können immer nur das zurückgeben, was Menschen ihnen zuvor beibrachten. Sie reagieren lediglich auf das Verhalten der Menschen.


Die Rassenlisten sind frei erfunden. Kein einziger wirklicher Experte im In- und Ausland kann und will diese bestätigen.
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Der Begriff Kampfhund wurde vorsätzlich missbraucht, sein Missbrauch wurde auf zweifelhafte Weise gesetzlich legalisiert. Dies alles um Ausrottung zu betreiben und vorsätzlich falsche Ängste zu schüren. Das hat vielen Menschen inzwischen Gesundheit und Leben gekostet, aber auch noch mehr immer unschuldigen Tieren. Wir wollen auch nicht die Mordanschläge auf Hundehalter vergessen, zum Teil tödlich endend für diese.


Die Beißvorfälle gibt es nach wie vor, denn an den Ursachen wurde bisher nichts geändert, sondern man setzte bei den Opfern, statt bei den Tätern an. Auch das Zitat eines FDP-Politikers zum Beißvorfall in SH macht es deutlich:





„Es hätte die Beißattacke in Schleswig-Holstein gar nicht geben dürfen. Es wurde steif und fest behauptet, die Menschen seien aufgrund der völlig unsinnigen, populistischen und nicht vollzugsfähigen Landeshundeverordnung zur Abwehr der von Hunden ausgehenden Gefahren vor solchen Attacken sicher. Genau das Gegenteil ist richtig. Die Gefahrenhundeverordnung taugt überhaupt nichts. Die FDP bleibt dabei: Menschen, die Hunde gleich welcher Rassen als Waffe gegen Menschen und/oder Tiere missbrauchen, müssen hart bestraft werden.“





Herr Dr. Böse, werden Sie bitte vernünftig und kehren Sie und Ihre Politikerkollegen der IMK endlich um, hin zu wirklich verantwortlichem Handeln. Es geht nicht um wenige Hunde und wenige Hundehalter, es sind tausende unschuldige Hunde von diesem Rassenwahn der deutschen Politiker betroffen und vor allem verantwortungsbewusste Hundehalter. Es geht auch nicht um etwas nicht gerne hören wollen oder was einem nicht gefällt, wie Sie das vorsätzlich falsch darstellen. Ihnen und den Ihnen verantwortungslos Gleichgesinnten geht es um Willkür, Rassismus, um Hinterhältigkeit, Gemeinheit, es geht um Qual und Tod, und zwar nicht nur von einzelnen, sondern eben von tausenden Unschuldigen, denn man betreibt schnelle und langsame Ausrottung! Auch die Abzockerei wollen wir nicht unter den Tisch fallen lassen!





Ihnen und Ihren Politikerkollegen geht es ganz offensichtlich nicht darum, die bisher suggerierte Scheinsicherheit endlich in eine wirkliche Sicherheit für Menschen und Tieren umzuwandeln. Mit Rassismus ist dies nicht zu erreichen.





Wie, Herr Dr. Böse würde es Ihnen und Ihren gleichgesinnten Politikerkollegen gefallen, wenn wir pauschal behaupten würden: Alle Politiker sind korrupt und kriminell und alle Männer sind unwiderlegbar Sexualverbrecher? - Man würde mit solcher pauschaler Behauptung sehr viel näher der Wahrheit kommen als mit der pauschalen Behauptung, Hunde seien gefährlich aufgrund Rassezugehörigkeit!





Herr Dr. Böse, Sie belügen die Bevölkerung mit Ihrer Behauptung: „Die Öffentlichkeit vor gefährlichen Hunden zu schützen.“ und Sie betreiben vorsätzlich Staatsterror und alle Ihnen gleich entscheidenden Politiker ebenfalls. Wie lange noch? Bis auch der letzte unschuldige Hund ausgerottet, der letzte verantwortungsvolle Hundebesitzer ausländischer Hunderassen abgestochen wurde? Wieviele Menschen müssen denn noch verletzt oder getötet werden in Folge menschlichen Fehlverhaltens und vorsätzlicher politischer Fehlentscheidungen? Sowohl Menschen als auch Tiere zahlen diese Verantwortungslosigkeit der deutschen Politiker und Behörden mit Gesundheit und Leben.





Zum Nachdenken: Statistik 2001 - 261 Hundebisse Schleswig-Holstein:


davon durch Deutsche Rassen: Schäferhund 76 x, Rottweiler 31 x, Dobermann 12 x = ca. 46 %


sog. Kampfhunde 12 x = ca. 4 %


Die restlichen Hundebisse verteilen sich auf alle anderen Hunderassen, vom Dackel bis zum Bernhardiner


ca. 30 % aller Hundebisse stammen vom Schäferhund


„nur“ ca. 4 % aller Hundebisse stammen von den willkürlich rassendiskriminierten Hunden.





Auch die geschönten Beißvorfälle wollen wir doch nicht vergessen: Entweder wird pauschal von Kampfhunden gesprochen, ohne dass die Hunde tatsächlich Kampfhunde, also zum Kampf missbrauchte Hunde sind, meistens gehören sie noch nicht einmal den willkürlich verteufelten Hunderassen an. Aber wenn z.B. Polizei- und Schutzhunde beißen, werden die Beißvorfälle der Öffentlichkeit verschwiegen. Die Entschädigung zahlt der Steuerzahler. Gibt es Beißvorfälle mit Mischlingshunden, lässt man diese unter den Tisch fallen, enthält der Öffentlichkeit diese wichtige Tatsache vor. Es passt ja nicht in das von den Politikern zurechtgezimmerte Bild der Bestie Kampfhund. Gleiches bei Kristina, die durch den Schäferhund ihres Vaters ums Leben kam - auch ein sog. Schutzhund. Dieser tödlich endende Beißvorfall war den Medien, den Politikern, nicht einmal dem Kinderschutzbund erwähnenswert, obwohl Kristina nicht weniger litt als Volkan. Aber es war eben kein Hund der willkürlich diskriminierten und als Kampfhund verschrieenen Rassen.





Auch dies bestätigt einmal mehr die gesamte Hinterhältigkeit und Lügen der Politiker in Bezug auf die Hundeausrottungstaktik, die Sie beibehalten wollen. Politiker sein, heißt Verantwortung tragen. Bei den meisten deutschen Politikern lernen wir lediglich ihre Verantwortungslosigkeit, Ignoranz und Gemeinheit kennen.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen �



























„Wegen seiner besonderen Fähigkeiten und Eigenschaften wurde der Hund von Menschen domestiziert.“ Arbeitskreis Diensthundewesen - und weil 99,9 % sämtlicher Beißvorfälle auf das Fehlverhalten der Menschen zurückzuführen sind, werden die Hunde in Deutschland hinter Gittern gefangen gehalten bzw. gemordet. Ihr Verbrechen? Sie gehören unfreiwillig den willkürlich verteufelten Rassen an!





Frau Renate Künast


Bundesministerin für Tierschutz?


Wilhelmstraße 54





10117 Berlin














Tierquälerei im Namen des Volkes? - Schluss damit!


Umsetzung des Bundeshundegesetzes und der Hundeverordnung in Deutschland - auch in Tierheimen!





Frau Ministerin,





Sie sind mit hauptverantwortlich für die von Ihnen gestützten Hunderassenlisten, die völlig frei erfunden sind und von keinem einzigen Experten bestätigt werden. Auf Grundlage dieser Rassen- richtiger Ausrottungslisten wurde seit Juli 2000 unendlich viel Qual, Leid und Elend an Unschuldigen in diesem Land produziert. Dies geschieht immer noch. Leidtragende sind in erster Linie unschuldige Hunde, denen aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit pauschal Gefährlichkeit unterstellt wird. Eine durch nichts haltbare Unterstellung. Eher würde die pauschale Unterstellung zutreffen, alle Politiker seien verlogen und korrupt. Ich hoffe, Sie erkennen die Parallele. Beides sind unbeweisbare Willkürbehauptungen, nur bestätigt sich diese in Bezug auf Politiker sehr oft, bei den Hunden fast nie.


Durch diesen seit Juli 2000 praktizierten unverantwortlichen Unfug in fast allen Bundesländern und in Mitverantwortung der Bundesregierung wurden in diesem Land unhaltbare und von Verantwortungslosigkeit geprägte Zustände fast bundesweit geschaffen. Auszubaden haben leider nicht die Verursacher - die Politiker und Behörden - dieses Dilemma, sondern vor allem Tierschützer und die immer unschuldigen Tiere.





Die Tierheime sind übervoll mit Hunden, welche Opfer dieser frei erfundenen Rassenlisten sind. Politik und Verwaltung lassen Tierschützer und Tiere gnadenlos im Stich. Die Tierschützer/Tierheime werden von Behörden und Landesregierungen/Bundesregierung massiv zu tierschutzwidrigen Handlungen gezwungen - entgegen gültigem Gesetz und Bundes-Hunde-Verordnung, denn die gesetzlichen Mindestvorschriften zur Haltung von Hunden können nicht eingehalten werden. Die Tierschützer selbst werden dazu gezwungen, massives Tierleid zu erzeugen, obwohl gerade sie das Leid der Tiere, die ausschließlich durch Menschen in diese Not kommen, zu lindern bemüht sind. Dies alles nur, um die umstrittenen, vollkommen verantwortungslosen Hunde-Verordnungen umzusetzen, für die es keinerlei Berechtigung gibt.


Zum Beispiel: In einem Tierheim sitzen 190 Hunde, davon ca. 150 Hunde, die Opfer dieser frei erfundenen Hunderassenlisten sind. Das Tierheim ist für max. 90 Hunde ausgelegt. Ein Beispiel von unzähligen in diesem inzwischen extrem hundefeindlichen Land dank verantwortungsloser Politiker. Wenn die Tierheime die Tiere nicht aufnehmen, weil sie dies gar nicht mehr können durch diesen durch nichts zu rechtfertigenden Unfug, büßen die Tiere dies mit ihrem Leben, werden gnadenlos umgebracht. Mit Töten haben ja erwiesenermaßen die Behörden kein Problem und die Politiker stört es nicht, denn nur tote Hunde sind gute Hunde, so ist die Devise seit Juli 2000 in Deutschland.





Frau Ministerin, Sie sind zuständig nicht nur für Menschen, sondern auch für den Schutz der Tiere und Sie haben massiv zu dieser unhaltbaren Situation von Tieren und Menschen beigetragen, indem Sie und Ihr Ministerium an der Rassenlisten-Lüge festhalten, diese unterstützen und jegliche Expertenstellungnahmen bewusst ignorieren - immer noch! Tun Sie bitte endlich auch Ihre Pflicht den Tieren gegenüber. Sorgen Sie dafür, dass dieser Rassenwahn in diesem Land endlich beendet wird und die Tiere wieder Vermittlungschancen erhalten. Es kann keinesfalls richtig sein, dass die viel zu gut bezahlten Politiker unterschiedlicher Ebenen tatenlos zusehen, wie unschuldige Hunde aufgrund Rassezugehörigkeit leiden und sterben müssen; Tierschützer, deren Anliegen Hilfe, Rettung, Schutz und Qualfreiheit der Tiere ist, zu massiven Quälereien in Folge der anhaltenden politischen Fehlentscheidungen gezwungen werden und die Kommunen vorsätzlich massiv gegen die geltende Tierschutzverordnungen verstoßen, um unsinnige, rassistische Verordnungen umzusetzen, die durch nichts gerechtfertigt werden können.





Wie lange wollen Sie denn noch als Tierqualministerin gelten?�



























Minister Odd Einar Dorum


Department of Justice


 „Wir gehen in den Diensten davon aus, dass es ganz wesentlich mit der Sachkunde und der persönlichen Kompetenz von Menschen zu tun hat, ob ein Hund gefährlich ist oder nicht. Wir führen die schlimmen Unfälle zu 99,9 % auf Fehler zurück, die von Menschen gemacht werden. Deswegen muss man beim Menschen ansetzen.“


Herr Maciejewski, Hundeexperte


Akersgata 42


Postboks 8005 Dep
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Es gibt keine gefährlich geborenen Hunde oder geborene Kampfhunde!








Sehr geehrter Herr Justizminister,





in Norwegen planen die Politiker ein Gesetz, um Bullterrier und ähnliche Hunderassen als gefährlich abzustempeln und ihre Haltung zu verbieten. Ein Gesetz, das den Pit Bull als angeblich gefährlichen Hund verbietet, existiert bereits. Das heißt nichts anderes als schnelle und langsame Ausrottung Unschuldiger, denn diese können sich nicht wehren.





Bitte nehmen Sie Abstand von solch einem verwerflichen Vorhaben. Es gibt keine gefährlich geborenen Hunde. 





Hunde sind immer das, was Menschen aus ihnen machen, nicht mehr, nicht weniger. Experten weisen immer wieder darauf hin, dass Beißvorfälle immer auf menschliches Fehlverhalten - direkt und indirekt - zurückzuführen sind. Die Experten des deutschen Diensthundwesens von Bundesgrenzschutz, Polizei, Zoll und Bundeswehr sprechen von 99,9 % der Beißvorfälle, die auf die Fehler der Menschen zurückzuführen sind. 





Dass Beißvorfälle vermieden, Menschen und Tiere davor bewahrt werden müssen, ist richtig. Aber Rassismus und Ausrottung lösen die Probleme nicht. Es muss bei den tatsächlichen Ursachen angesetzt werden. Diese liegen beim Menschen, nicht beim Hund. Die meisten Menschen verhalten sich einfach falsch. Die Fehler machen nicht die Hunde, sondern ausschließlich Menschen. Hunde reagieren lediglich auf das Verhalten der Menschen. Auch die Einstellung zur Verantwortung gegenüber Menschen und Tieren spielt eine extrem wichtige Rolle, sowohl der Hundehalter als auch der Nichthundehalter





Machen Sie bitte nicht den gleichen Fehler, wie die deutschen, nicht lernfähigen, verantwortungslosen Politiker! Verhindern Sie die langsame und schnelle Ausrottung Unschuldiger. Wegen seiner besonderen Fähigkeiten und Eigenschaften wurde der Hund von Menschen domestiziert. Gerade Hunde sind die aufrichtigsten und treuesten Gefährten der Menschen, auch der Kinder. Deshalb verdienen auch die Hunde den besonderen Schutz der Menschen, nicht mehr und nicht weniger.





Hunden pauschal Gefährlichkeit aufgrund Rassezugehörigkeit zu unterstellen, ist keine andere Behauptung als z.B. die Politiker generell als korrupt oder kriminell abzustempeln. Ebenso könnte man behaupten, alle Männer sind unwiderlegbar potentielle Sexualverbrecher. Erkennen Sie die Parallelen?





Bitte denken Sie darüber nach, denken Sie um. Bitte verhindern Sie weitere Verbrechen der Menschen an den Tieren in Ihrem Land.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen





�
Martina Gerlach	Wald-michelbach, 27. Oktober 2002


Hauptstraße 87 a


69483 Wald-Michelbach





 „Wir gehen in den Diensten davon aus, dass es ganz wesentlich mit der Sachkunde und der persönlichen Kompetenz von Menschen zu tun hat, ob ein Hund gefährlich ist oder nicht. Wir führen die schlimmen Unfälle zu 99,9 % auf Fehler zurück, die von Menschen gemacht werden. Deswegen muss man beim Menschen ansetzen.“


Herr Maciejewski


Experte und Leiter des Diensthundewesens
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Wesensprüfung für willkürlich diskriminierte Hunde aufgrund völlig frei erfundener Rassenlisten und des vorsätzlich missbrauchten Begriffs Kampfhund








Guten Tag, Herr Erhardt,





der Entwurf über die Standards für die Wesensprüfung für diskriminierte Hunde und die Sachkundeprüfung gemäß der Hunde-VO vom 10.5.2002 wurde mir bekannt. Wieder einmal mehr muss man befürchten, dass die Wesenstests als kynologischer und fachwissenschaftlicher Unsinn der Willkür Tür und Tor öffnen. Nicht umsonst versagte die Landestierärztekammer ihre Zustimmung zu diesem Entwurf. Dies ist nur allzu begründet. 





Hoffentlich ist man für Änderungen noch offen, denn nach den Äußerungen des hessischen Ministeriums muss man den Eindruck erhalten, dass dies bereits wieder einmal beschlossene Sache ist.





Auch die offensichtliche Privilegierung des VDH ist durch nichts zu rechtfertigen. Der VDH ist ein Verein mit mehr oder weniger guten sog. „Hundeexperten“, die leider in der Regel den Hund nicht als Gefährten, sondern als „Sklaven“ ansehen. Geht es hier nicht nur um kommerzielle Begünstigung mit Hilfe der hessischen Landesregierung?





Seit Juli 2000 dienten ja Wesenstests nicht dazu, Ängste, Aggressionen oder nicht akzeptables Verhalten der Hunde abzubauen, um Gefahren für Menschen zu verhindern. Sondern vielfach dienten die Wesensetests auch dazu, die Tiere umzubringen. Viele wurden regelrecht totgetestet. Das deutlichste Beispiel ist ja wohl Baxter, hingerichtet wegen Bellens, aber auch er ist nur ein Beispiel von weit über 200 regelrecht hingerichteten Hunden in Hessen. Den verantwortlichen Politikern und behördlichen Handlangern lag vollkommen fern, eine wirkliche Sicherheit für Menschen und Tiere zu schaffen. Die bisher suggerierte Scheinsicherheit, die man der deutschen Bevölkerung vorgaukelt, hat mit wirklicher Sicherheit nichts zu tun. Es wird auch keine Sicherheit geben, solange man bei den Opfern - dies sind ausschließlich die Hunde - und nicht bei den Tätern ansetzt.





Gleicher tödlicher Irssinn wird leider auch in anderen Bundesländern praktiziert. Offensichtlich will man diesen mörderischen Kurs fortsetzen. Nicht nur die unschuldigen Hunde bleiben auf der Strecke, sondern auch die menschlichen Opfer der Beißvorfälle, weil Politiker und Behörden Deutschlands nichts an den wirklichen Ursachen ändern wollen.





Auch die Aussage von Dr. Garg, Kiel, anlässlich des Beißvorfalls in Klausdorf verdeutlicht dies wiederholt:





„Die gestrigen Beißattacken in Klausdorf sind tragisch. Schenkte man allerdings dem gebetsmühlenhaft vorgetragenen Unsinn von Minister Klaus Buß und seinem Fürsprecher Klaus-Peter Puls Glauben, hätte es gestern überhaupt keine Beißattacke geben dürfen. Denn beide Herren behaupten steif und fest, mit ihrer völlig unsinnigen, populistischen und nicht vollzugsfähigen Landesverordnung zur Abwehr der von Hunden ausgehenden Gefahren vom 28.06.2000 seien die Menschen in Schleswig-Holstein vor solchen Attacken sicher. 


Der gestrige Vorfall beweist: Genau das Gegenteil ist richtig. Die Landesverordung zur Abwehr der von Hunden ausgehenden Gefahren vom 28.06.2000 taugt überhaupt nichts.


Die FDP bleibt daher dabei: Menschen, die Hunde gleich welcher Rasse, als Waffen gegen Menschen und/oder andere Tiere missbrauchen, müssen hart bestraft werden“, so Garg abschließend.
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Genau, dem ist eigentlich nichts hinzuzufügen, denn der gleiche Schwachsinn wie in Schlewsig-Holstein wird auch in Hessen und anderen Bundesländern, zu Lasten der Opfer vorsätzlich praktiziert.





Es gibt weder gefährlich geborene Hunde noch geborene Kampfhunde! Täter ist und bleibt der Mensch!





Sämtliche Beißvorfälle haben ihre Ursache im menschlichen Fehlverhalten - direkt und indirekt. Hunde können nur das wiedergeben, was Menschen ihnen vorher beibrachten. Hunde reagieren lediglich auf das Verhalten - auch auf das falsche Verhalten - der Menschen. Das aber können die Hunde nicht wissen, die Menschen aber sehr wohl.





Auch die Ursache für Beißvorfälle - Fehlverhalten der Nichthundehalter - bleibt offensichtlich vollständig unberücksichtigt. Dabei werden gerade von dieser Seite aus vielfach die Beißvorfälle - wissend oder unwissend - provoziert, denen sie selbst oder andere zum Opfer fallen.





Immer noch fehlt vollständig die Aufklärung gegenüber der Bevölkerung. Diese Problematik wurde vor Jahren bereits an die Politiker herangetragen, wurde bis heute aber bewusst ignoriert bzw. bleibt bis heute - auch in Hessen - unberücksichtigt. Vielleicht kann das Schreiben der Expertin Fleig an den damaligen Innenminister Schäuble mit praktikablen Vorschlägen in Bezug auf diese Ursachen von Beißvorfällen weiterhelfen und eingearbeitet werden.





Bitte denken Sie endlich und rechtzeitig um. Zuviel Blut Unschuldiger wurde bereits seit Juli 2000 vergossen, auch in Hessen. Dies geschieht ausschließlich, weil 





deutsche Politiker nie bereit waren, den Missbrauch der hilflos ausgelieferten Tiere zu verhindern, den Tierschindern das Handwerk zu legen;


Behörden ihre Pflichten vergaßen;


man keinerlei Wert bis heute darauf legt, die Menschen über die Wahrheit zu informieren und Aufklärungsarbeit zu leisten;


Tiere so bequeme Sündenböcke für politische und behördliche Fehlentscheidungen sind.





Für Ihre baldige Antwort und eine verantwortungsvolle Entscheidung, bezogen auf die tatsächlichen Ursachen von Beißvorfällen - und nicht zu Lasten der Opfer - danke ich Ihnen.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen














PS.





Was allerdings eine bodenlose Unverschämtheit bleibt, ist die Abzockerei gegen verantwortungsvolle Hundehalter, sowohl bei der alle zwei Jahre neu zu beantragenden Genehmigung mit zwischen 125,00 bis ca. 250,00 EUR, bei dem angeblich alle zwei Jahre neu abzulegenden Wesentest mit Kosten von ca. 150,-- bis 175,-- EUR und der zusätzlich erhöhten Steuer für die willkürlich rassendiskriminierten Hunde, die nicht gefährlicher sind als jeder andere Hund, aber an die tatsächliche Gefährlichkeit der Menschen nicht annäherend heranreichen. 





Den Hunden in den Tierheimen, deren einziges Verbrechen es ist, einer von unwissenden Politikern willkürlich verteufelten Rasse anzugehören, hat man vorsätzlich jede Vermittlungschance verbaut, ihre Tötung/Ausrottung geht schleichend weiter. Parallel arbeiten die deutschen Politiker im Hintergrund emsig daran, diese unschuldigen Hunde aus Kostengründen töten zu lassen. - In welch für einem furchtbaren Land leben wir inzwischen?








Anlage


Brief der Expertin Fleig an Minister Schäuble





Kopie: Betroffene Hundehalter, Tierärzte, Tierschützer u.w.
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Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 22. Oktober 2002
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Frau Heidemarie Lüth


Vorsitzende des Petitionsausschusses des


Deutschen Bundestages


„Vom Tiermord zum Menschenmord ist nur ein Schritt und damit auch von der Tierquälerei zur Menschenquälerei.“ - Leo Tolstoi


(Der Alltag bestätigt dies.)


Platz der Republik 1





11011 Berlin

















Pet 1-14-06-2192-039677 (vorher 4-14-10-787-039677) - Petition vom 10.9.2001








Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig, 





hier weitere Informationen, die notwendig machen, dass dieser von Rassismus geprägte Irrsinn in Deutschland umgehend beendet werden muss und dass für die unschuldigen Hunde endlich Vermittlungschancen geschaffen werden müssen. Die Hunde sind ausschließlich die Opfer und die wirklichen Täter bleiben nach wie vor unbehelligt, weil deutsche Politiker lieber Rassismus betreiben wollen.





Sowohl die Hunde büßen diesen Irrsinn mit enormer Qual und vielfach mit ihrem Leben, aber nicht weniger auch Menschen, sowohl durch die nach wie vor stattfindenden Beißvorfälle, weil man bei den Opfern, nicht bei den Tätern ansetzte, als auch verletzte und getötete Hundehalter.





Landesregierung lässt Tierheim weiterhin im Regen stehen - Dies ist nur ein Beispiel, es sieht in den übrigen Bundesländern nicht besser aus und viele Hunde wurden deshalb bereits einfach umgebracht. Leider stört diese Verbrechen an Unschuldigen die dafür hauptverantwortlichen Politiker nicht, man selbst leidet nicht, wird nicht getötet, sondern sitzt sicher auf seinem bequemen Amtssessel. Die Tiere sind hinter Gittern und/oder werden gemordet.


Schreiben von „Hilfe für Tiere in Not e.V.“ an den Uckermarkanzeiger vom 15.10.2002. Auch hier die deutliche Darstellung der schlimmen Situation in diesem Land. Auch dieses Schreiben bestätigt den ganzen Irrsinn durch Festhalten an Rassimus und dem vorsätzlichen Missbrauch des Begriffs Kampfhund. Das geballte ausschließlich von Menschen verursachte Elend ist nicht nur im Berliner Tierheim zu sehen, nein bundesweit gibt es dieses von deutschen Politkern zu verantwortende Elend Unschuldiger. Etliche „Tierheime“ haben sich als Endlager/Tierentsorger entpuppt, so auch Angermünde und Zichow, dies sehr wahrscheinlich unter Mitwirkung von Amtsveterinären, also Behörden und der Politik. Auch die Justiz spielt eine recht zweifelhafte Rolle. Entweder wird geschönt, verschleppt oder abgewürgt. Dies ist die Regel, wenn es um Verbrechen an den Tieren geht. Dies sind jahrelangen Erfahrungen, verstärkt bestätigt seit Juli 2000.


Hundehalter mit Messer niedergestochen - Auch dies nur ein Beispiel von vielen seit Juli 2000.


Ebenfalls ein Beispiel von unzähligen: „Schäferhund fiel Mädchen an.“ Verletztes Kind, gemordeter Hund. Verantwortlich dafür sind Menschen, nicht Tiere! - Vom Hundehalter kein Wort! Wo war dieser?





Schizophren:





In Bayern wurden die Hunderassenlisten weiter aufgestockt, u.a. gehört jetzt auch der Rottweiler und fünf weitere Hunderassen zu den dort als gefährlich geltenden, also auch auszurottenden Hunden. Die völlig frei erfundenen Rassenlisten für Hunde, denen pauschal Gefährlichkeit unterstellt wird, sind beliebig erweiter- oder kürzbar. In Bayern werden über Nacht 6 weitere Hunderassen als pauschal gefährlich erklärt, in NRW fielen über Nacht 28 Hunderassen, die als pauschal gefährlich galten, plötzlich als ungefährlich heraus. Dies macht doch den Schwachsinn deutlich. Deutsche Politiker praktizieren Rassismus, keineswegs aber, um die Bevölkerung zu schützen.
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Parallel will man aber angeblich in Bayern Beißunfälle durch Hundeführerschein vermeiden. „Die Tierärzte sind der Meinung, dass an der Rasse festmachende Regelungen das Problem nicht lösen.“ „Denn jeder Hund kann beißen, und eine große Zahl an Bissverletzungen fügen Hunde ihrer eigenen Familie zu. Nicht weil diese Hunde böse sind, sondern weil wir Menschen eklatante Fehler im Umgang mit Hunden machen.“ und „Jeder Hund kann beißen, Hundebisse sind aber vermeidbar, wenn der Hundehalter rechtzeitig eine Gefahrensituation erkennt und richtig reagiert.“ so jetzt plötzlich der Gesundheits- und Verbraucherschutzminister Sinner bei der Vorstellung des landesweiten Schulungsangebotes der bayerischen Tierärzte. 





Eine ganz „neue Erkenntnis“, von den betroffenen Hundehaltern und verantwortungsvollen Menschen sowie wirklichen Experten seit Jahren festgestellt, aber es verhallte bisher ungehört. Nur wie ehrlich ist die Absicht gemeint, Beißvorfälle zu verhindern durch Hundeführerschein? Daran muss man nach allem Bisherigen große Zweifel hegen. Es stellt sich zwangsläufig die Frage, ob es auch hier nicht nur ums Geld geht, denn auch hier dient offenbar der Hund als Konjunkturspritze. Zwangsläufig muss man zu diesem Schluss kommen, denn 





1. dann hätte man parallel nicht die Rassenlisten noch aufstockt, sondern ersatzlos streichen müssen.


2. gerade von diesen Politikern wurden bisher sämtliche Expertisen von wirklichen Sachverständigen - ein Breitsamer gehört  keinesfalls dazu! - unberücksichtigt gelassen und gnadenlose Ausrottung ausländischer Hunderassen betrieben. Eingaben von betroffenen Hundehaltern wurden abgeschmettert, die Hundehalter wurden zur nachweisbaren Abschaffung bzw. Tötung ihrer Hunde verpflichtet, andere Eingaben blieben bis heute unberücksichtigt/unbeantwortet.





Nach allem seit Juli 2000 Praktiziertem stellen sich zwangsläufig auch folgende Fragen: 





Handelt es sich auch hier wieder um einen weiteren Betrug an Menschen, konkret an Hundehaltern? Denn dies kann nur seriös wirken, wenn parallel dazu die Hunderassenlisten wegfallen.


Wer verdient hier nun alles an diesem Hundeführerschein, den der plötzlich angeblich zur Einsicht gekommene bayerische Minister präsentiert? 


Wie qualifiziert sind tatsächlich diejenigen, die die Hundehalter schulen sollen? (Zur Erinnerung: Breitsamer, der Erfinder der Hunderassenlisten, der damit viel Geld machte - und nur darum ging es ihm, war so „qualifiziert“, dass er sogar den Bandog listen wollte. Bandog ist die Bezeichnung für an Ketten geschundenen Hunden aller Rassen und Mischungen.)





Es stimmt sehr nachdenklich, plötzlich erkennt man angeblich in Bayern die Ursachen, stockt aber entgegen dieser Erkenntnis die Ausrottungslisten noch auf. Das passt nicht zusammen. Das ist unglaubwürdig! Das kommt doppelter Abzockerei sehr nahe.





Gerade die betroffenen Hundehalter, wirkliche Experten und Tierschützer sagen seit Jahren, dass der richtige Umgang mit Hunden, das Verstehen des hundlichen Verhaltens eine besonders wichtige Schutzmaßnahme für Menschen und Tiere ist. Hunde können nur das wiedergeben, was Menschen ihnen vorher beibrachten. Hunde reagieren lediglich auf das Verhalten der Menschen, auch auf deren Fehler! Bisher wurde dies generell überhört, dafür praktizierte man Rassismus, schürte vorsätzlich Hysterie mittels dem missbrauchten Begriff Kampfhund und gezielter Medienhetze, belog und betrog die deutschen Bevölkerung. Man spaltete sie in Hundehasser und Hundehalter. Man ließ unzählige Hunde aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit einsperren und viele von ihnen regelrecht hinrichten. Man verschloss sich jeglichem Argument der Vernunft und Verantwortung und praktiziert dies bis heute. Laut Äußerungen des diesjährigen Leiters der IMK soll dies auch weiterhin praktiziert werden, entgegen allen nach wie vor stattfindenden Beißvorfällen, weil man die Ursachen ignoriert und entgegen dem für 14 Bundesländer gültigen Urteil des BVwerG. Wirkliche Sicherheit für Menschen und Tiere soll es also auch künftig nicht geben nach dem Wollen deutscher Politiker.





Die Mensch-Hunde-Beziehung gibt es seit über 15.000 Jahren und sie funktionierte. Hauptsächlich haben die Menschen von dieser wunderbaren Beziehung profitiert. Weil Kriminelle/Tierschinder Tiere qualvoll missbrauchten und leichtfertig den Tod anderer in Kauf nahmen, weil Behörden schlampig arbeiteten bzw. ihren Pflichten gar nicht nachkamen, weil Politiker ihrem Rassenwahn frönen und Macht demonstrieren wollen, müssen Menschen und Tiere ihre Gesundheit und vielfach ihr Leben einbüßen. Wie lange noch?





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen








Anlagen: 


Situation in Tierheimen, hier das Beispiel Gelsenkirchen. Schäferhund fiel Mädchen an“


Hilfe für Tiere in Not e.V. an Uckermarkanzeiger
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Ihre Veröffentlichungen „Kampfhunde: Klagen gescheitert“, „Kommentar Kampf den Hunden“, Beschwerden von Kampfhundebesitzern abgewiesen“ vom 31. Oktober 2002








Guten Tag, Damen und Herren,





meinen letzten Beitrag zur Veröffentlichung reichte ich Ihnen am 1. Oktober 2002, also vor weit über 4 Wochen ein. Er erschien inzwischen in gekürzter Form, auch wenn ich mehrfach nachhaken musste, was nicht mir anzulasten ist. 





Inzwischen wurden viele Leserbriefe zu anderen Themen veröffentlicht, zum Teil mit 55 Zeilen, zum Teil sogar 70 Zeilen lang. 





Dies als vorsorgliche Anmerkungen.





Ich bitte, meinen beigefügten Beitrag, mit etlichen unterschiedlichen wichtigen Aspekten, auch bisher unbekannten, ungekürzt zu veröffentlichen.





Vielen Dank.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen

















PS. 


Es ist bedauerlich und besorgniserregend, dass WN/OZ keine unabhängigen Zeitungen mehr sind und gefährliche Schmierfinken wie Mack auf unsere Kosten und zu unseren Lasten, vor allem aber zu Lasten der nicht widersprechen könnenden Tiere Lügen und Hetze in aller Öffentlichkeit ungestraft und ungehindert verbreiten können. Die DiesbachMedien haben dadurch sehr verloren.
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Martina Gerlach	Wald-Michelbach, 3. November 2002
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Mannheimer Morgen
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Ihre Veröffentlichungen „Kampfhunde: Klagen gescheitert“, „Kommentar Kampf den Hunden“, Beschwerden von Kampfhundebesitzern abgewiesen“ vom 31. Oktober 2002








Sehr geehrter Herr Chefredakteur,


sehr geehrte Damen und Herren,





ich bitte um ungekürzte Veröffentlichung beigefügten Beitrages, der auf die Veröffentlichungen zu diesem Gefälligkeitsurteil, zu weiteren parallelen Geschehnissen diese Problematik betreffend, aber auch auf die Hetze Ihres Herrn Mack eingeht und aufzeigt, woher tatsächlich die Gefahr kommt.





Ich möchte Ihnen nicht verhehlen, das es unfassbar ist, was für gefährliche Schmierfinken der Mannheimer Morgen auf die Öffentlichkeit loslässt. Herr Mack betreibt wieder einmal mit seinem Kommentar Terror gegen Nichthundehalter und verantwortungsvolle Hundehalter durch gezielte Hetze und vorsätzlich Falschinformationen. Wieder einmal lebt er seinen offensichtlichen persönlichen Hundehass ungehindert und ungestraft aus, von Ihnen begünstigt. Den vom Rassenwahn besessenen Politkern ist solcher Sermon zwar willkommen, aber nicht nur diese sind Ihre Leser, sondern vor allem die Bevölkerung ist Ihre Kundschaft.





Erschütternd ist auch, dass wir, die wir den Mannheimer Morgen aus verschiedenen Gründen nicht lesen, u.a. auch, weil dies kein seriöses Blatt mehr ist, als Abonnenten der Odenwälder Zeitung solche Lügner und Hundehasser mit finanzieren. Mit sachlicher Berichterstattung, mit objektivem Kommentar, mit Wahrheit oder gar mit Sicherheit für die Bevölkerung haben solche Kommentare und Veröffentlichungen mit inhaltlichen Falschdarstellungen absolut nichts zu tun, im Gegenteil. Durch Lug und Trug werden Hysterie und Ängste geschürt, in deren Folge dann zwangsläufig Beißvorfälle passieren müssen. Geschehen diese mit einem nicht rassendiskriminierten Hund, werden diese in der Regel verharmlost oder verschwiegen, z.B. Kristina, totgebissen vom Schäferhund ihres Vaters, einem Schutzhund angeblich, aber dies ist nicht erwähnenswert für den MM oder Herrn Mack.





Geschehen in Folge dieser mittels Lügen vorsätzlich geschürten Ängste zwangsläufig dann Beißvorfälle mit einem aufgrund frei erfundener Rassenlisten willkürlich diskriminierten Hund, wird von „Mack“ und Konsorten dies nicht selten mit Falschdarstellungen aufgebauscht. Die Hunde, die lediglich auf das Verhalten der Menschen reagieren, auch auf deren Fehlverhalten, werden als reißende Bestien abgestempelt. Sie können ja nicht widersprechen und sind so bequeme Sündenböcke!





Der Mannheimer Morgen entwickelt sich immer mehr zu einem Skandalblatt. Ist das wirkich Ihr Ziel?





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen�



Zwielichtige Hunde gibt es nicht, aber viele zwielichtige Menschen!





Das Urteil des Leipziger BVwerG ist ein weiteres Gefälligkeitsurteil. Informationspflicht und Stellungnahmen von wirklichen Experten blieben außen vor. Dieses Urteil bestätigt keineswegs die Qualität der Hunde-VO in BW, sondern die „Qualität“ der Ausrottung ausländischer Hunde. Es bestätigt auch den Einfluss der Politiker auf die Justiz. Es zwingt sich förmlich die Frage auf, ob es hier Absprachen gegeben hat, z.B. fast gleichlautende falsche Aussagen in den Urteilsbegründungen oder das erneute Nichtzulassen der Revision. Die traurige Wirklichkeit ist anders als vom VGH BW, BVwerG Leipzig, dem MP und seinem Minister suggeriert. Vielfach ist es in der Praxis so, dass die Hunde trotz bestandenem Wesenstest dem Maulkorbzwang unterliegen. Auch die Wesenstests sind nicht selten manipuliert. Oftmals sind es Todestests, bei denen den Hunden durch psychische und physische Gewalt so zugesetzt wird, dass sie zwangsläufig durch diesen „Test“ durchfallen müssen. Dann ist aber nichts mit angeblichem Leinen- und Maulkorbzwang, sondern die Hundehalter werden vielfach gezwungen, ihre Tiere töten zu lassen, oder die Behörden erledigen dies gleich mit. Das deutlichste Beispiel ist ja Ulm. Dort und auch in vielen anderen Orten dienen die sog. Wesenstests nicht dazu, tatsächlich aggressive Hunde zu separieren, sondern Hunde zum Tode zu verurteilen. Auch das nächste Gefälligkeitsurteil ist bereits absehbar, und zwar zu der Normenkontrollklage beim hessischen VGH. Die hess. Politiker sehen dieser Entscheidung gelassen entgegen. Nicht verwunderlich, denn der Präsident des hess. VGH war bereits Rassenverfechter beim VGH in RPF. Parallel dazu ist bereits die nächste Hinterhältigkeit in Vorbereitung. Zur Zeit bereitet das RP DA Wesenstests vor. Das hessische Ministerium verweist bereits jetzt selbstgefällig auf diese Tests. In diesem Zusammenhang wird der VDH, lediglich ein eingetragener Verein, von der hessischen Regierung extrem begünstigt, was nicht rechtens ist. Für den VDH heißt das natürlich enorme finanzielle Einnahmen, die allerdings die verantwortungsbewussten Hundehalter zahlen müssen. Die deutlich verschärften Tests werden bereits jetzt, obwohl noch gar nicht offiziell, von den begünstigten VDH-Testern praktiziert, obwohl Experten wie der Leiter des Diensthundewesens, Dr. Feddersen-Petersen, Tierärzte diese Tests ablehnen. Mit diesen Tests, wie sie das RP DA durchsetzt - entgegen der Landestierärztekammer und anderen Experten - wird Willkür und Manipulation Tür und Tor geöffnet. Offensichtlich ist noch nicht genug Blut Unschuldiger geflossen.


Es ist bekannt, dass gezielt Falschinformationen verbreitet werden, um zu verhindern, dass Medien, Politiker, Justiz sich zu ihrem Fehlverhalten und Versagen bekennen. Auch der von extremer Hetze und deutlichen Falschinformationen geprägte Kommentar dieses Herrn Mack bestätigt dies. Auch Herr Mack gehört zu denjenigen, die alles tun, um wirkliche Sicherheit für Menschen und Tiere zu verhindern. Der Deutsche Schäferhund führt die bisherigen Statistiken mit ca. 30 % der Beißvorfälle an, während die fälschlich als Kampfhunde bezeichneten Rassen mit 4 % vertreten sind. Das aber wird verschwiegen, ebenso dass 99,9 % aller Beißvorfälle auf die Fehler der Menschen zurückzuführen sind (Experte Maciejewski, Leiter Diensthundewesen).


In der BRD sterben im Schnitt pro Jahr 15.000 Menschen an Unfällen im Haus, 13.000 Menschen durch Selbstmord, 10.000 Menschen bei Verkehrsunfällen, 1.500 durch mitmenschliche Gewalttaten, 15 durch Blitzschlag, 11 durch Insektenstiche, 1,9 durch Hundebisse. - Übrigens es sind die vorrangig schützenswerten Menschen, die täglich 123 Millionen Tiere grausam und ohne jegliche Notwendigkeit morden. Von wem geht denn tatsächlich tödliche Gefahr aus?
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Frau Heidemarie Lüth


Vorsitzende des Petitionsausschusses des


Deutschen Bundestages


„Die Größe und den moralischen Fortschritt einer Nation kann man daran messen, wie sie die Tiere behandelt.“ - Mahatma Gandhi


Platz der Republik 1





11011 Berlin

















Pet 1-14-06-2192-039677 (vorher 4-14-10-787-039677) - Petition vom 10.9.2001








Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig, 





hier weitere Informationen, die den ganzen Irrsinn und den von deutschen Politikern praktizierten Rassismus sowie deren Willkür gegen unschuldige Hunde und verantwortungsvolle Hundehalter widerspiegelt. Allein in Hessen wurden seit Juli 2000 über 300 Hunde aufgrund Rassezugehörigkeit umgebracht, regelrecht hingerichtet.





Sie erhalten die Schilderung einer Tierärztin, die gleichfalls betroffene Hundehalterin ist und einen Brief von 


Sabine Gmeinwieser. Beide schildern die unfassbare Wirklichkeit in diesem Land, die Folgen des von Politikern praktizierten Rassismus. Auch diese Schilderungen unterlegen diese Petition.





Weiterhin erhalten Sie eine Stellungnahme der Expertin Frau Dr. Federsen-Petersen zu dem jetzt für Hessen angeblich noch „in Vorbereitung befindlichen“ Wesenstest. Man muss sagen: Hier handelt es sich um eine weitere Hinterhältigkeit und Gemeinheit hessischer Politiker. Um wirkliche Sicherheit für Menschen und Tiere geht es deutlich sichtbar auch hier nicht, sondern darum, die Ausrottung weiter voranzutreiben.





Wieder einmal mehr sollen Expertenstellungnahmen keinen Eingang finden, aber dafür Willkür und Manipulationen, die den Tieren - wie leider inzwischen nicht unüblich - Gesundheit und Leben kosten sollen und die Hundehalter viel Geld.





Experten, wie z.B. Herr Maciejewski, Leiter des Diensthundewesens, Dr. Feddersen-Petersen oder die Tierärzte der Landestierärztekammer lehnen diesen „Test“ ab, da damit nicht wirklich aggressive Hunde separiert werden sollen, sondern Manipulationen Tür und Tor geöffnet wird zum Schaden von Menschen und Tieren.





Nach unseren Informationen nehmen bereits die VDH-Tester den sehr verschärften, gegen das Wesen der Hunde ausgerichteten und von der hessischen Landesregierung begünstigten Test bereits ab. Dieser zweifelhafte Test wurden mehr in Abstimmung/Zusammenarbeit mit der Polizeihundeschule und zwielichtigen Testern entwickelt (Tierquälerei während Tests, Hinichten aufgrund Rassezugehörigkeit, z.B. Asia), statt mit wirklichen Experten und der Landestierärztekammer.





Der Öffentlichkeit gegenüber wird aber suggeriert, dass dieser Wesenstest angeblich in Zusammenarbeit mit der Landestierärztekammer Hessen entwickelt wurde. Dies ist falsch, denn deren Vorschläge will man verhindern, ebenso wie man die Vorschläge von Dr. Feddersen-Petersen ablehnt. 
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Auch dies bestätigt wieder einmal, dass es nicht um Sicherheit für Menschen und Tiere, sehr wohl aber um Willkür und Ausrottung durch Amts- und Machtmissbrauch geht.





Ihnen ist sicher bekannt, dass das Leipziger Bundesverwaltungsgericht ein weiteres Urteil gefällt hat. Es handelt sich ganz offensichtlich um ein weiteres Gefälligkeitsurteil und auch Absprachen sind nicht auszuschließen, wenn man die offensichtlichen Parallelen betrachtet. Der Öffentlichkeit verkauft man diese Entscheidung als Bestätigung der Richtigkeit der Rassenlisten. Dazu einen von M. Gerlach eingereichten Leserbrief.





Bitte berücksichtigen Sie auch diese wichtigen Informationen zu unserer Petition, deren Entscheidung nach über einem Jahr seit Einreichung, nötig ist, aber noch aussteht.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen














Anlagen


Schilderung Dr. Konrad


Schreiben von Frau Gmeinwieser


Stellungahme Dr. Feddersen-Petersen


Veröffentlichungen zum Urteil


Leserbrief M. Gerlach








